
Ortsübliche Bekanntmachung
des Satzungsbeschlusses über den

vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Keuterländer"

Der Gemeinderat der Gemeinde lllingen (Enzkreis) hat in seiner öffentlichen Sitzung vom
28.07.2021 gemäß §§ 10, 12, 13, 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in seiner aktuellen
Fassung in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in ihrer
aktuellen Fassung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Keuterländer" als Satzung
beschlossen und die dem Bebauungsplan beigefügte Begründung gebilligt.

Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan „Keuterländer" tritt mit seiner ortsüblichen
Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Keuterländer"
ergibt sich aus seinem zeichnerischen Teil in der Fassung vom 03.04.2019, der hier verkleinert
abgedruckt ist:

Dieser Geltungsbereich umfasst - informatorisch - die Grundstücke mit den
Flurstücknummern 5576, 5658, 5659, 5659/1, 5660 und 5648 (Teilfläche) am Ende der
Mühlstraße in lllingen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Keuterländer" bestehend aus
a) dem textlichen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Keuterländer" in seiner

Fassung vom 20.07.2020,
b) dem zeichnerischen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Keuterländer" mit der

Festsetzung seines räumlichen Geltungsbereiches in der Fassung vom 03.04.2019,
c) dem Vorhaben- und Erschließungsplan mit

dem Freiflächengestaltungsplan vom 30.07.2020,
dem Grundriss Erdgeschoss vom 30.07.2020,
dem Grundriss Kellergeschoss vom 30.07.2020,
der Dachaufsicht vom 30.07.2020,
den Ansichten Mühlstraße, Wiesenkante, Nord und Wirtschaftsweg vom 30.07.2020,
den Schnitten A-A und B-B vom 30.07.2020,

und seine Begründung sowie die zugehörige zusammenfassende Erklärung nach § 10a
Absatz 1 BauGB können von jedermann beim Bürgermeisteramt lllingen, Bauamt,
Ortszentrum 8 in 75428 lllingen während der gewöhnlichen Dienststunden eingesehen und
über die Inhalte Auskunft verlangt werden. Ergänzend erfolgt eine Einstellung dieser
Unterlagen in das Internet und eine Zugänglichmachung über das zentrales Internetportal des
Landes Baden-Württemberg unterwww.uvp-verbund.de .

Hinweise:

Gem. §215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,



2. eine unter Berücksichtigung des §214 Absatz 2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und
3. nach §214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a BauGB
beachtlich sind.

Gemäß § 44 Abs. 5 BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs.
4 BauGB hingewiesen:
§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB lautet: Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
§ 44 Abs. 4 BauGB lautet: Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Gemäß § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) gelten Satzungen,
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder auf Grund der
GemO zu Stande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zu Stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat
oder wenn vor Ablauf der in vorstehendem Satz genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde
den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen
soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach vorstehendem Satz Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch
nach Ablauf der in vorstehendem ersten Satz genannten Frist jedermann diese Verletzung
geltend machen.

lllingen 4,09.2021

Harald Eiberger
Bürgerrpeister
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